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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates der 
EWG zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen 

— Drucksache IV/954 — 


A. Bericht des Abgeordneten Sühler 


Der Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie 
zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Lebend- 
vieh zielt darauf ab, die veterinärrechtlichen Maß- 
nahmen der Mitgliedstaaten zu harmonisieren, da- 
mit der innergemeinschaftliche Handelsverkehr mit 
Rindern und Schweinen durchgeführt werden kann, 
ohne daß die Gefahr der Verbreitung ansteckender 
Krankheiten besteht. 

Der Richtlinienentwurf enthält einheitliche vete- 
rinärpolizeiliche Normen für alle Mitgliedstaaten, 
die die Kontrolle der für den innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr bestimmten Tiere, die Kon- 
trolle der Betriebe oder Märkte sowie die Kontrolle 
der Verladestellen und Transportmittel betreffen. 
Die Verwirklichung dieser Normen, insbesondere 
der Normen für die Kontrolle der Herkunftsbetriebe, 
wird weitgehend zur Bekämpfung der ansteckenden 
Tierkrankheiten im ganzen Gebiet der Gemeinschaft 
beitragen. Sie wird sich auch insofern günstig aus- 
wirken, als dadurch der innergemeinschaftliche Han- 
delsverkehr mit Rindern und Schweinen erleichtert 
wird. 

Die Einführung dieser Normen ist dringend erfor- 
derlich, weil die Verordnungen zur schrittweisen Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Schweinefleisch bzw. Rindfleisch so lange nicht die 
erwartete Wirkung haben werden, wie der inner- 
gemeinschaftliche Verkehr mit Schweinen und Rin- 
dern den verschiedensten veterinärpolizeilichen Be- 
schränkungen unterliegt. 


Die Anlagen zum Entwurf der Richtlinie enthalten 
genaue Einzelheiten über die Voraussetzungen, die 
die Tierbestände oder die Tiere selbst erfüllen müs- 
sen, um als frei von den wichtigsten ansteckenden 
Rinder- oder Schweinekrankheiten, d. h. Tuberku- 
lose und Brucellose anerkannt werden zu können, 
^sowie über die Diagnosemethoden, die insbesondere 
in den Laboratorien zur Feststellung der obenge- 
nannten Krankheiten sowie der Euterentzündung 
angewendet werden sollen. 

Der Entwurf, der mit den Regierungssachverstän- 
digen der sechs Mitgliedstaaten ausgearbeitet wor- 
den ist, gibt den derzeitigen Stand der wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse auf diesem Gebiet wieder. Je- 
dem Tierversand muß die entsprechende, vom zu- 
ständigen Tierarzt des Versandlandes auszustel- 
lende Bescheinigung mitgegeben werden, die für den 
Absender sowie für das Bestimmungsland den Be- 
weis dafür darstellt, daß die zuständige Behörde 
des Versandlandes für die Einhaltung der Normen 
der Richtlinie Sorge getragen hat. Wenn die zu einer 
Sendung gehörenden Tiere trotz durchgeführter 
Versandkontrolle 

1. von einer im Bestimmungsland anzeige- und 
meldepflichtigen Krankheit befallen werden oder 

2. einer solchen Krankheit verdächtig sind bzw. 
ohne selbst erkrankt zu sein, verdächtig sind, 
derartige Krankheiten auf andere Tiere über- 
tragen zu können, oder 

3. falls die Bestimmungen der Richtlinie für diese 
Tiere nicht eingehalten worden sind. 
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kann das Bestimmungsland das Verbringen der 
Tiere in sein Gebiet untersagen. In diesen Fällen ist 
jedoch die Rechtsposition des Eigentümers verstärkt 
worden. j 

Die betreffenden Berufsorganisationen sind ge- | 
hört und ihre Einwendungen soweit möglich be- | 
rücksichtigt worden. j 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und | 
Forsten und der mitbeteiligte Ausschuß für Gesund- 
heitswesen waren einstimmig der Auffassung, daß 
Rechtsgrundlage für die Richtlinie des Rates nicht, | 


wie in der Präambel vorgesehen, der Artikel 43 
sein dürfe, sondern der Artikel 100, um damit zu 
gewährleisten, daß einstimmige Beschlüsse zum Er- 
laß und zur Änderung der Richtlinien erforderlich 
sind. 

Die Ausschüsse waren der Ansicht, die Einstim- 
migkeit gemäß Artikel 100 insbesondere aus ge- 
sundheitspolitischen Gründen verlangen zu sollen, 
weil bei den in den Richtlinien genannten Viehseu- 
chen die Gefahr besteht, daß sie auf Menschen über- 
tragen werden und ihnen Schaden zufügen können. 


Bonn, den 27. Februar 1963 


Sühler 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission — Drucksache 
IV/954 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

darauf hinzuwirken, daß nur Artikel 100 des 
EWG-Vertrages als Rechtsgrundlage für diese 
Richtlinie dienen soll. 


Bonn, den 19. Februar 1953 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Sühler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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